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Mobilität für die Zukunft  –Herausforderungen und 
Lösungen einer nachhaltigen Verkehrswende  



Stiftung Arbeit und Umwelt der IG BCE 

• Think Tank mit industriegewerkschaftlicher und 
arbeitnehmerorientierter Perspektive.

• Empirischer Fokus liegt überwiegend auf den Branchen im 
Organisationsbereich der IG BCE.

• Im Zentrum der Arbeit stehen die notwendigen 
Transformationsprozesse der Industrie auf dem Weg zur 
Nachhaltigkeit und ihre Auswirkungen auf die Arbeitsbeziehungen 
und Beschäftigte

• Erstellt Analysen, organisiert Veranstaltungen und entwickelt 
politische Handlungsempfehlungen in den Themenbereichen 
Nachhaltige Industriepolitik und Industriearbeit der Zukunft.



Arbeitsschwerpunkte

Energiewende Verkehrswende

Digitalisierung und Zukunft
der Arbeit  

Nachhaltigkeit / 
CSR

https://www.arbeit-umwelt.de/energiewende-2/


Gründe für Mobilitäts-und Verkehrswende

• Unser Verkehrssystem stößt zunehmend an Kapazitätsgrenzen

• Besonders in den Metropolen

• Deutsche Autofahrer verbringen durchschnittlich mehr als 120 Stunden im Stau

• Güterverkehre wachsen weiter stark

• wieviel mehr an Autos ist in den Metropolen noch möglich?

• Heutiges Verkehrssystem wird den Anforderungen des Klimaschutzes nicht gerecht

• Es belastet Mensch und Umwelt

• Lärm, Schadstoffe, Unfälle, Landschaftsverbrauch

• Neue Technologien und Geschäftsmodelle führen zu neuen Mobilitätskonzepten

Der motorisierte Individualverkehr (das Auto) 
steht dabei im Fokus der Diskussion



Nationale Klimaschutzziele im Verkehr und ihre Realität

EU 2030:  Nicht ETS-Bereiche –30% gegenüber 2005
Deutsches Ziel im Verkehr 2030:   40-42% CO2-Reduzierung gegenüber 1990 
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Das „Herz“ der deutschen Industrie 

gerät unter Druck und steht vor erheblichen Herausforderungen 

Cluster-Fahrzeugbau

- OEM

-Zulieferer

-Dienstleistungen

ca. 826 000 Beschäftigte direkt

+ ca. 1 000 000 indirekt

Klimaschutz-
Anforderungen

CO2

Legimitationskrise

• Dieselskandal

• Kritik am 
Autofahren 
generell

Neue Wettbewerber

- Asien

- USA (auch HT-´Konzerne)

Neue 
Geschäftsmodelle

- Ueber

- Carsharing

Neue 
Technologien

- Antriebe

- Digitalisierung

- Handelspolitische 
Unsicherheiten



PKW

Derzeit:

Alle neu zugelassenen Fahrzeuge eines Fahrzeugherstellers, die sogenannte Flotte, darf im Schnitt 130 Gramm CO2 

pro Kilometer (g/km) ausstoßen. 

Bis Ende 2020:

• Die Fahrzeugflotten der Hersteller müssen 95 g/km CO2 erreichen. 
• Ansonsten drohen hohe Strafzahlungen.

Bis 2030:
Reduzierung der Grenzwerte für Flotten um 35 %. (= 60 g/km CO2) 

Schwere Nutzfahrzeuge 

20 %  CO2-Reduktion bis 2025 (im Vergleich zu 2019).
• 35 % bis 2030. 

Weitere CO2-Verringerungen in der PKW-Flotte schnell nur mittels batteriegetriebener Fahrzeuge 
(BEV,PHEV).
• Jedes „reines“ BEV geht mit 0 g/km CO2 in die Flottenregulierung ein (tank-to-wheel- Betrachtung).   

Brennstoffzellenfahrzeuge, Brennstoffwechsel zu Gas oder „erneuerbare bzw. strombasierte“ 
Kraftstoffen als weitere Alternativen.
• Anrechnung von CO2-Minderungen durch Biokraftstoffe und strombasierte Kraftstoffe ("E-Fuels") 

sind nicht (noch) möglich.

CO2-Regulierung unterstützt „Elektrifizierung“ der Antriebe



Elektrische Antriebe „erobern“ die Automobilindustrie

Á durch klimapolitische Vorgaben und industriepolitische Strategien

Á China favorisiert die Elektromobilität auch aus industriepolitischen 
Motiven stark

Á Wachstum noch auf kleiner Basis aber exponentiell wachsend 



Elektromobilität: Auch in Deutschland auf dem Vormarsch

• Aktuell sind in Deutschland 33 Modelle auf dem 
Markt.

• 2020 wollen allein die deutschen Hersteller 100 
verschiedene Modelle anbieten.

Quelle: Statista 2019
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Entwicklung des Arbeitsvolumens im Elektromobilitäts-

Szenario der IAB-Studie

Quelle: IAB-Forschungsbericht 8/2018



ELAB Studie 2.0 - Personalbedarfe bei unterschiedlichen 

Elektrifizierungsgraden in der deutschen PKW-Produktion -

Quelle: ELAB 2.0 Studie



Politik und Fahrzeughersteller sind gefordert, die 
Batteriefahrzeuge (BEV,PHEV), aber auch weitere 
alternativen Antriebstechnologien und den 
Verbrennungsmotor weiterzuentwickeln.

• Vor allem müssensiean die Märktegebracht werden.

Auch Brennstoffzellenfahrzeugeund Fahrzeuge mit 
effizienteren Verbrennungsmotoren müssen auch in 
Deutschland auf breiter Basis produziertwerden. 

Nur so kann Deutschland eine starke Stellung in der 
Automobilproduktion halten und somit Beschäftigung 
gesichert werden.

Deutschland muss starker Automobilhersteller bleiben

Industrie- und strukturpolitische Anforderungen –Konkret I



Mit der Elektromobilität rückt die Batterietechnologie- und Brennstoffzellen-Produktion in den 
Mittelpunkt der Wertschöpfung: 

• Die Batterie macht rund 40% der Wertschöpfung bei Elektroahrzeugen aus. 

• Bei der Brennstoffzellentechnologie entsteht noch mehr Wertschöpfung.

• Bislang konzentriert sich die Batteriezellproduktion fast ausschließlich auf Asien. 

ÁAlle bislang in Deutschland und Europa produzierten Fahrzeuge mit Elektroantrieben sind mit 
Batteriezellen ausgestattet, die aus Asien kommen. 

ÁMöchten deutsche Fahrzeughersteller Hersteller weiter eine Rolle spielen, braucht es eine 
entsprechende Batteriezellenproduktion in Deutschland und Europa! 

Politik muss dazu die Rahmenbedingungen setzen. Anfang ist gemacht! 

Aber die deutsche Fahrzeugindustrie bzw. größere Zulieferer müssen auch ihre Verantwortung 
annehmen und in die Batteriezellproduktion investieren. 

Batterieproduktion nicht den Wettbewerbern überlassen ςSonst 
reißt die Wertschöpfungskette

Industrie- und strukturpolitische Anforderungen –Konkret  - II -

RudolfSimon | [CC BY-SA 3.0] |  via Wikimedia Commons



Batteriegetriebene Antriebstechnologien allein werden für ein 
umweltfreundliches und leistungsfähiges Verkehrssystem nicht 
reichen. 

Speziell bei schweren Nutzfahrzeugen, dem Schiffsverkehr und im 
Flugverkehr braucht es Alternativen. 

Technologisch stehen diese bereits zur Verfügung:
Á Brennstoffzellen-Antriebe mit Wasserstoff (aus Wasser mit Hilfe 

erneuerbar erzeugtem Strom erzeugt) 
Á und synthetische Kraftstoffe (mit erneuerbarem Strom aus CO2 

und Wasserstoff erzeugt) 

Forderung: CO2-Flottenregulierung hat technologieoffen 
zu erfolgen. 

Wasserstoff/Brennstoffzelleund E-Fuels genau wie E-Mobilität fördern

Industrie- und strukturpolitische Anforderungen –Konkret III



Beim Verbrennungsmotor sind die technologischen 
Potenziale auf Otto- oder Dieselbasis noch lange nicht 
ausgeschöpft: 

Weitere CO2-Minderungen und Schadstoffreduzierzungen 
sind machbar. 

Á Nutzung von Gas (LNG, CNG). 

Á Und neue Perspektiven, wenn er mit synthetischen 
Kraftstoffen (E-Fuels) betrieben wird, die auf der Basis 
erneuerbarer Energie hergestellt werden.

Dann kann der Verbrennungsmotor treibhausgasneutral 
und nahezu schadstofffrei betrieben werden. 

Um diese Potenziale zu nutzen bedarf es geeigneter 
Rahmenbedingungen.

Den Verbrennungsmotor weiterentwickeln

Industrie- und strukturpolitische Anforderungen –Konkret –IV-



Wasserstoff in Verbindung mit der Brennstoffzelle ist ein unverzichtbarer Baustein für eine nachhaltige Mobilität. 

Auch in der Industrie und Energiewende mit enormen Perspektiven.

Wasserstoff 

Á ist ein chemischer Energiespeicher 

Á hat eine deutlich höhere Speicherdichte als z.B. Druckluft oder als gegenwärtige Batterietechnologien. 

Á lässt sich leicht erzeugen 

Á lässt sich auch in großen Mengen und über längere Zeit effizient und perspektivisch in Speichern jeglicher Größe lagern. 

Á kann über Pipelinesysteme verkehrs- und umweltfreundlich angeliefert oder weitertransportiert werden. 

Á Mit regenerativem Strom, über Elektrolyseverfahren erzeugter Wasserstoff hat aber auch große Potenziale in der Industrie.  Er
kann 1:1 fossil erzeugten Wasserstoff ersetzen und somit viele Produktionsprozesse und Produkte deutlich emissionsärmer 
machen.  

Á Wasserstoff ist ein vielseitig einsetzbarer chemischer Grundstoff, der bereits heute in der Chemieproduktion und in der 
Mineralölindustrie zur Erzeugung, Weiterverarbeitung oder Veredelung von Zwischen- und/oder Endprodukten eingesetzt wird.

Diese Potentiale und andere kann man mit einer klugen Anreizpolitik heben. Es ist dringend Zeit!

Die Potenziale der Wasserstofftechnologie für 
Energiewende und Industrie nutzen 

Industrie- und strukturpolitische Anforderungen –Konkret  - IV-



Neue und erweiterte arbeitsmarktpolitische Instrumente für 
Sicherung der Beschäftigung:

• Staat muss wesentlich mehr in Qualifizierung/Weiterbildung investieren

• Ausrichtung am technologischen Wandels nicht nur in der 
Fahrzeugindustrie

Á Eine Arbeitsversicherung muss - als weitere Säule der 
Arbeitslosenversicherung –hat allenBeschäftigen breite und rechtlich 
gesicherte Ansprüche auf betriebliche und überbetriebliche Weiterbildung 
und Qualifizierung .

Á Lebensbegleitende Berufsberatung durch Bundesagentur für Arbeit

Á Erweiterte Betriebsratsrechte im Bereich der Weiterbildung und 
Qualifizierung, insbesondere um Betriebsvereinbarungen über 
Qualifizierungs- und Weiterbildung

Á Auf lange Sicht Neuverteilung des Arbeitsvolumens.

Industrie- und strukturpolitische Anforderungen –Konkret -VI



Räumliche Mobilität ist in modernen Gesellschaften für 
alle soziale Schichten unverzichtbar um politisch, kulturell 
und politischeTeilhabe ausüben zu können.   

Die meisten Arbeitnehmer müssen berufsbedingt 
pendeln, mangels wirklicher Alternativen, meistens mit 
dem PKW. 

Weder die Finanzierung der Investitionen noch aktuell 
diskutierte Lenkungsinstrumente, wie Pkw-Maut oder 
CO2-Steuer dürfen dazu führen, dass Mobilität für 
Arbeitnehmer und einkommensschwache Haushalte 
eingeschränkt oder gar unbezahlbar wird. 

Mobilität darf nicht wieder ein Privileg für Begüterte und 
Reiche werden. 

Grundsätzlich! Auch zukünftig Mobilität für alle sicherstellen 



Zusammenfassung
• Verkehrswende ist unumgänglich, weil unser Verkehrssystem Menschen und Umwelt 

belastet und zunehmend an Kapazitätsgrenzen stößt.

• Die Verkehrswende muss aber sozial gerecht ausgestaltet werden, die erreichte 

„Demokratisierung“ der Mobilität darf nicht zugedreht werden. 

• Ein nachhaltiges Verkehrssystem darf die volkswirtschaftliche Leistungsfähigkeit nicht 

gefährden. 

• Verkehrswende, neue Technologien und Geschäftsmodelle führen zu einem Strukturwandel 

des industriellen „Cluster Automobilbau“ 

• Damit steht der industrielle Leistungsmotor der deutschen Volkswirtschaft auf dem 

Prüfstand.

• Der Strukturwandel im Automobilbau muss politisch aktiv gestaltet werden

• Das Gelingen der Verkehrswende erfordert eine Investitionsoffensive

• Eine effiziente Verkehrswende braucht Technologieoffenheit

Mobilität für die Zukunft  –Herausforderungen und 
Lösungen einer nachhaltigen Verkehrswende  



Backup



Industrie- und strukturpolitische Anforderungen

Á„Transformation“ der Automobilindustrie zeigt exemplarisch die Herausforderungen für die 
gesamte deutsche und europäische Industrie

Á Nachhaltigkeitsanforderungen, technologischer Wandel und internationaler Wettbewerb als 

„Treiber“ 

Á Aktive nachhaltige Industriepolitik unverzichtbar 

Á Weder in Deutschland noch in Europa konzeptionell noch praktisch vorhanden

Á Ausnahme: Innovations- und Technologiepolitik

Á Wettbewerbspolitik, Umweltpolitik, Strukturpolitik und Wachstumspolitik werden 

nicht mit Industriepolitik verknüpft.

Á Sektorale Industriepolitik immer noch marginal 

Á Das industriepolitische Konzept des BMWi begrüßenswert, aber insgesamt zaghaft und 

unentschlossen hinsichtlich staatlicher Aktivitäten



Elemente einer aktiven nachhaltigen Industriepolitik 

• Enge industriepolitische Zusammenarbeit zwischen Mitgliedsstaaten und EU-Kommission

• Vorrang für europäische IP

• Beinhaltet eine dezidierte Sektorpolitik

• Erarbeitung von branchenbezogenen Analysen um zielgenaue Instrumente und 
Maßnahmen zu entwickeln

• In enger Zusammenarbeit mit Gewerkschaften und Arbeitgebern

• Stärkung des Wachstums in Europa durch makroökonomische „Flankierung“ 

• Stärkung und Schaffung europäischer Infrastrukturen

• Ist sich der Bedeutung des Faktors „Humankapital“ bewusst

• Bewältigung des demografischen Wandels, Lebenslanges Lernen, 

• Stärkt Mitbestimmung und Partizipation der Beschäftigten

• Nutzt die Potenziale der Sozialen Dialoge zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaften

• Gestaltet den Strukturwandel



Elemente einer aktiven nachhaltigen Industriepolitik 

ÁNeuausrichtung der EU-Strukturpolitik (Kohäsionsfonds)
Á Zur Stärkung industrieller Strukturen 
Á Auch Regionen mit hoher Wirtschaftskraft die sich im Strukturwandel 

befinden sind zu fördern
ÁReform des europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE ) und 

Europäische Sozialfonds (ESF) 
ÁOder neuer europäischer Struktur- und Innovationsfonds.

Á Focus auf Unterstützung von kleineren und mittleren Unternehmen (KMU) und 
deren Beschäftigten
Á Förderung der Innovationsfähigkeit
Á Stärkung der Kooperation mit öffentliche und privaten Forschungs- und 

Entwicklungseinrichtungen
Á Schaffung spezifische Weiterbildungsinstitutionen für KMU
ÁÖffentliche finanzielle Unterstützung (durch Bürgschaften, Darlehen) um 

technologische Umbrüche zu bewältigen.



Berufliche Weiterbildung – Exklusion großer 

Teile von Beschäftigten

Quelle: Bertelsmann; Deutscher Weiterbildungsatlas 2018



Berufliche Weiterbildung – Staatliche Förderung ungenügend

Quelle: Bertelsmann; Deutscher Weiterbildungsatlas 2018


